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(3) Verwaltungsgemeinschaften, die durch die Neugliede-
rungen nach dem Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neu-
gliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2018 ins-
gesamt Einwohner verlieren, aber nicht aufgelöst wurden 
und auch nach diesem Gesetz nicht aufgelöst werden, er-
halten im Jahr 2019 für die Jahre 2018 bis 2021 allgemei-
ne Zuweisungen nach Absatz 4 als Kompensationszahlun-
gen. Stichtag für die Bestimmung der Einwohnerzahlen ist 
der Stand 31. Dezember 2016.

(4) Für das Jahr 2018 wird eine Kompensationszahlung 
nach Absatz 3 in Höhe von 45 vom Hundert der Summe 
der hierdurch verringerten Einnahmen aus 
1. den Zuweisungen nach § 23 Abs. 1 ThürFAG und 
2. Verwaltungsgemeinschaftsumlage nach § 50 ThürKO
gewährt. Die Beträge nach Satz 1 Nr. 1 und 2 ergeben sich 
entsprechend Absatz 2 Satz 2 bis 4. Für das Jahr 2019 
beträgt die Kompensationszahlung 75 vom Hundert des 
doppelten Betrages nach Satz 1. Für das Jahr 2020 be-
trägt die Kompensationszahlung 50 vom Hundert des dop-
pelten Betrages nach Satz 1. Für das Jahr 2021 beträgt 
die Kompensationszahlung 25 vom Hundert des doppel-
ten Betrages nach Satz 1. 

(5) Zuständig für Festsetzung und Auszahlung der Kom-
pensationszahlungen ist das Landesverwaltungsamt. Die 
Auszahlung der Kompensationszahlungen für die Jahre 
2018 und 2019 erfolgt am 31. März 2019. Die Auszahlung 
der Kompensationszahlungen für die Jahre 2020 bis 2022 
erfolgt am 31. März 2020 in einem Betrag. Die Kompensa-
tionszahlungen für die Jahre 2021 und 2022 sind bei ka-
meraler Haushaltswirtschaft der allgemeinen Rücklage zu-
zuführen und im jeweiligen Jahr in der festgesetzten Höhe 
aufzulösen. Doppisch wirtschaftende Verwaltungsgemein-
schaften bilden einen entsprechend aufzulösenden passi-
ven Rechnungsabgrenzungsposten.

§ 62
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz 
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

§ 63
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Erfurt, den 18. Dezember 2018
Die Präsidentin des Landtags

Diezel

Thüringer Gesetz zur Neustrukturierung der Familienförderung und zu Änderungen bei Stiftungen 
Vom 18. Dezember 2018

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Thüringer Gesetz zur Aufhebung

der Stiftung "FamilienSinn"

§ 1
Aufhebung der Stiftung

Die Stiftung "FamilienSinn" als rechtsfähige Stiftung des 
öffentlichen Rechts wird aufgehoben.

§ 2
Gesamtrechtsnachfolge

Das Land ist Gesamtrechtsnachfolger der Stiftung "Fa-
milienSinn".

§ 3
Vermögensanfall

Das Eigentum an den beweglichen und unbeweglichen 
Vermögensgegenständen der Stiftung geht auf das Land 
über.

Artikel 2
Thüringer Gesetz zur Sicherung

der Familienförderung
(Thüringer Familienförderungssicherungsgesetz 

-ThürFamFöSiG-)  

§ 1
Zweck des Gesetzes

In dem Gesetz werden die Bereiche der Familienförderung 
defi niert sowie Verfahrens- und Begriffsbestimmungen ge-
troffen. Darüber hinaus enthält das Gesetz Bestimmungen 
zur Förderung der "Thüringer Stiftung HandinHand - Hilfe 
für Kinder, Schwangere und Familien in Not".

§ 2
Begriff der Familie

Familie im Sinne dieses Gesetzes ist eine vom gewählten 
Lebensmodell unabhängige Gemeinschaft, in der Men-
schen Verantwortung füreinander übernehmen und für-
einander da sind, unabhängig von einer Eheschließung 
oder der Form, in der sie zusammenleben, sowie der se-
xuellen Orientierung. 
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§ 3
Förderung der "Thüringer Stiftung HandinHand -
Hilfe für Kinder, Schwangere und Familien in Not"

(1) Das Land fördert nach Maßgabe des Landeshaus-
halts die "Thüringer Stiftung HandinHand - Hilfe für Kinder, 
Schwangere und Familien in Not". Zweck der Förderung 
ist es, die "Thüringer Stiftung HandinHand - Hilfe für Kin-
der, Schwangere und Familien in Not" zu einer sich selbst 
tragenden Institution auszubauen und sie bei der Erfüllung 
ihrer satzungsgemäßen Stiftungszwecke zu unterstützen.

(2) Gefördert wird die Bereitstellung von Mitteln zur Ver-
gabe von Stiftungsleistungen insbesondere für die folgen-
den Zwecke:
1. Unterstützung von schwangeren Frauen, die sich in ei-

ner Not- und Konfl iktlage an eine Schwangerschafts-
beratungsstelle wenden,

2. Hilfe für Familien, die sich in einer außergewöhnlichen 
Notlage befi nden, die nicht aus eigener Kraft und mit 
Hilfe gesetzlicher Leistungen bewältigt werden kann, 
sowie

3. Erstattung der Kosten für anonyme Geburten in Thü-
ringer Kliniken mit geburtshilfl ichen Abteilungen, wenn 
diese im Zusammenhang mit einer anonymen Entbin-
dung entstanden sind und aufgrund der Wahrung der 
Anonymität der Mutter nicht durch andere Leistungs-
träger übernommen werden.

(3) Das Land kann den weiteren Aufbau des Grundstock-
vermögens fördern.

(4) Die "Thüringer Stiftung HandinHand - Hilfe für Kinder, 
Schwangere und Familien in Not" ist zuständige Stelle für 
die Ausreichung von Zuwendungen für Maßnahmen der 
assistierten Reproduktion nach der Richtlinie des Bundes-
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von 
Maßnahmen der assistierten Reproduktion vom 29. März 
2012, zuletzt geändert am 23. Dezember 2015, und der 
Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen zur För-
derung von Maßnahmen der assistierten Reproduktion 
im Freistaat Thüringen vom 4. April 2016 (ThürStAnz Nr. 
25/2016 S. 863 - 864) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 4
Landesprogramm

"Solidarisches Zusammenleben der Generationen"

(1) Das Land unterstützt und fördert die Landkreise und 
kreisfreien Städte bei der Entwicklung und bedarfsgerech-
ten Gestaltung einer nachhaltigen Sozial- und Bildungsinf-
rastruktur für Familien unter besonderer Berücksichtigung 
der demografi schen Entwicklung durch ein Landespro-
gramm "Solidarisches Zusammenleben der Generatio-
nen" und untersetzt dieses mit einer jährlichen Gesamt-
förderung in Höhe von mindestens zehn Millionen Euro.

(2) Die Förderung der Landkreise und kreisfreien Städte 
nach Absatz 1 erfolgt auf der Grundlage einer von diesen 
durchgeführten bedarfs- und beteiligungsorientierten fach-
spezifi schen integrierten Planung. Die Bestimmungen des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch zur Jugendhilfeplanung 

des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe bleiben 
unberührt. Das Nähere regeln Qualitätskriterien des für 
Familienförderung zuständigen Ministeriums.

(3) Das Nähere, insbesondere der Umfang und die Vor-
aussetzungen der Förderung sowie das Verfahren, wird 
durch Richtlinien des für Familienförderung zuständigen 
Ministeriums geregelt.

(4) Für Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensberatungs-
stellen, Frauenzentren, Familienzentren, Seniorenbeauf-
tragte und -beiräte sowie Thüringer Eltern-Kind-Zentren, 
die im Jahr 2018 eine Zuwendung des Landes erhalten 
haben, besteht Bestandsschutz bis zum 31. Dezember 
2020. Soweit der jeweilige Landkreis beziehungsweise 
die jeweilige kreisfreie Stadt dies befürwortet, gilt der Be-
standsschutz nach Satz 1 auch für die im Jahr 2018 ge-
förderten Maßnahmen der Familienbildung.

§ 5
Landesfamilienförderplan

(1) Das für Familienförderung zuständige Ministerium erar-
beitet einen Landesfamilienförderplan, der auf Grundlage 
einer Feststellung des Bestandes den Bedarf an Einrichtun-
gen, Maßnahmen und Projekten der Familienförderung von 
überregionaler Bedeutung ausweist. Der Landesfamilien-
förderplan ist regelmäßig, aber mindestens einmal in jeder 
Legislaturperiode, zu überprüfen und entsprechend fort-
zuschreiben. Die Bestimmungen des Achten Buches So-
zialgesetzbuch zur Jugendhilfeplanung des überörtlichen 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe bleiben unberührt. 

(2) Der Landesfamilienförderplan stützt sich auch auf die 
Erfassung von Wünschen, Interessen und Bedürfnissen 
der Familien. Er ist unter Beteiligung eines einzurichten-
den Landesfamilienrates zu erarbeiten. Der Landesfamili-
enförderplan ist vom Landesjugendhilfeausschuss für die 
in dessen Zuständigkeitsbereich fallenden Einrichtungen, 
Maßnahmen und Projekte zu beschließen.

(3) Das für Familienförderung zuständige Ministerium in-
formiert den für Familie zuständigen Ausschuss des Land-
tags über den beschlossenen Landesfamilienförderplan.

(4) Ein Landesfamilienförderplan nach Absatz 1 Satz 1 
ist erstmalig bis zum 31. Dezember 2020 zu erarbeiten.

§ 6
Förderung von Familienverbänden

und Familienorganisationen

(1) Das Land fördert die überregionale Arbeit von Fami-
lienverbänden und Familienorganisationen unter Berück-
sichtigung einer vielfältigen, demokratischen und wer-
teorientierten Verbandslandschaft nach Maßgabe des 
Landesfamilienförderplans gemäß § 5 Abs. 1.

(2) Das Nähere, insbesondere der Umfang und die Vor-
aussetzungen der Förderung sowie das Verfahren, wird 
durch Richtlinien des für Familienförderung zuständigen 
Ministeriums geregelt.
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§ 7
Förderung von Familienferienstätten und überregionalen

Maßnahmen der Familienerholung und der 
Familienbildung

(1) Das Land fördert nach Maßgabe des Landeshaushalts 
Familienferienstätten und überregionale Maßnahmen der 
Familienerholung und der Familienbildung, die im Landes-
familienförderplan nach § 5 Abs. 1 aufgenommen sind.

(2) Das Nähere, insbesondere der Umfang und die Vor-
aussetzungen der Förderung sowie das Verfahren, wird 
durch Richtlinien des für Familienförderung zuständigen 
Ministeriums geregelt.

§ 8
Förderung von Investitionen in Familieneinrichtungen

(1) Das Land fördert nach Maßgabe des Landeshaushalts 
Investitionen in Familieneinrichtungen.

(2) Das Nähere, insbesondere der Umfang und die Vor-
aussetzungen der Förderung sowie das Verfahren, wird 
durch Richtlinien des für Familienförderung zuständigen 
Ministeriums geregelt.

§ 9
Förderung von überregionalen Projekten, die

Bestandteile des Landesfamilienförderplans sind

(1) Das Land fördert nach Maßgabe des Landeshaushalts 
überregionale Projekte, die im Landesfamilienförderplan 
nach § 5 Abs. 1 aufgenommen sind.

(2) Das Nähere, insbesondere der Umfang und die Vor-
aussetzungen der Förderung sowie das Verfahren, wird 
durch Richtlinien des für Familienförderung zuständigen 
Ministeriums geregelt.

§ 10
Förderung von Modellprojekten

und zeitlich begrenzten Vorhaben

Das Land kann nach Maßgabe des Landeshaushalts mo-
dellhaft oder für einen begrenzten Zeitraum familienpoliti-
sche und seniorenpolitische Projekte fördern, auch wenn 
diese nicht im Landesfamilienförderplan nach § 5 enthal-
ten sind.

§ 11
Übergangsbestimmung

Für Einrichtungen, Projekte oder Maßnahmen der Fami-
lienförderung von überregionaler Bedeutung sowie Fa-
milienverbände, die im Haushaltsjahr 2018 von der Stif-
tung "FamilienSinn" gefördert wurden, besteht bis zum 
Beschluss des Landesfamilienförderplans nach § 5 Be-
standsschutz. Einjährige Projekte und Maßnahmen sind 
von der Bestandsschutzregelung ausgenommen. Darüber 
hinaus kann das für Familienförderung zuständige Minis-
terium weitere Projekte, Maßnahmen und Verbände nach 
Maßgabe des Landeshaushalts und vor Inkrafttreten des 
Landesfamilienförderplans fördern.

§ 12
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz 
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

Artikel 3
Änderung des Thüringer

Chancengleichheitsfördergesetzes

§ 5 Abs. 4 des Thüringer Chancengleichheitsfördergeset-
zes vom 16. Dezember 2005 (GVBl. S. 365 -368-), geän-
dert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 21. Dezember 2011 
(GVBl. S. 531), erhält folgende Fassung:

"(4) Das Nähere, insbesondere über die Art und den Um-
fang der Förderung von Frauenzentren sowie das Ver-
fahren zur Gewährung der Förderung, wird im Rahmen 
des Landesprogramms "Solidarisches Zusammenleben 
der Generationen" nach § 4 des Thüringer Familienförde-
rungssicherungsgesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl. 
S. 813) in der jeweils geltenden Fassung durch Richtlini-
en geregelt." 

Artikel 4
Änderung des Thüringer Gesetzes über

die Errichtung der Kulturstiftung
des Freistaats Thüringen

Das Thüringer Gesetz über die Errichtung der Kulturstif-
tung des Freistaats Thüringen vom 19. Mai 2004 (GVBl. 
S. 515) wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

"(1) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus den Erträ-
gen des Stiftungsvermögens, aus Zuwendungen des 
Landes nach Maßgabe des Landeshaushaltes so-
wie aus Zuwendungen Dritter, soweit sie nicht dem 
Stiftungsvermögen zuzuführen sind."

2. § 6 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

"2. einem von dem für Kunst zuständigen Minister be-
nannten Bediensteten des für Kunst zuständigen 
Ministeriums,"

3. § 7 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"Der Stiftungsrat entscheidet, soweit nicht der Vorstand 
nach § 8 Abs. 4 zuständig ist, auf Vorschlag des Kura-
toriums über die Förderung von Vorhaben."

4. Dem § 8 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

"(4) Der Vorstand entscheidet auf Vorschlag des Ku-
ratoriums über die Förderung von Vorhaben, wenn die 
beabsichtigte Förderung jeweils einen in der Satzung 
festzulegenden Betrag nicht übersteigt. Die beantrag-
te Förderhöhe ist insoweit unbeachtlich."

5. § 9 wird wie folgt geändert:
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a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Das Kuratorium besteht aus bis zu zwölf un-
abhängig tätigen Sachverständigen verschiedener 
Kunst- und Kulturbereiche. Die Mitglieder des Kura-
toriums werden vom Stiftungsrat mit einer Mehrheit 
von fünf Stimmen für die Dauer von drei Jahren ge-
wählt. Vorschlagsberechtigt sind die einschlägigen 
Kunst- und Kulturverbände Thüringens sowie das 
für Kunst zuständige Ministerium. Einmalige Wie-
derwahl ist zulässig."

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) Das Kuratorium berät den Stiftungsrat und den 
Vorstand in allen den Stiftungszweck betreffenden 
Fragen. Es unterbreitet dem Vorstand beziehungs-
weise dem Stiftungsrat Vorschläge für die zu för-
dernden Vorhaben. Das Kuratorium zieht für die 
Beratung der Fördervorschläge mindestens einen 
Vertreter der zuständigen Fachabteilung des für 
Kunst zuständigen Ministeriums bei."

6. Dem § 10 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:

"Für die Arbeitnehmer der Stiftung fi nden die für die 
Arbeitnehmer des Landes geltenden Regelungen ent-
sprechende Anwendung." 

Artikel 5
Änderung des Thüringer Gesetzes
über die Klassik Stiftung Weimar

§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Thüringer Gesetzes über die 
Klassik Stiftung Weimar in der Fassung vom 18. August 
2009 (GVBl. S. 693, 2010 S. 37) erhält folgende Fassung:

Erfurt, den 18. Dezember 2018
Die Präsidentin des Landtags

Diezel

4. "der Alleinerbin des Erbgroßherzogs Carl August von 
Sachsen-Weimar und Eisenach oder einem von ihr 
entsandten Vertreter beziehungsweise dem jeweiligen 
Rechtsnachfolger."

Artikel 6
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten die Artikel 4 und 5 am 
Tage nach der Verkündung in Kraft.

(3) Mit dem Inkrafttreten nach Absatz 1 treten 
1. das Thüringer Familienförderungssicherungsgesetz 

vom 16. Dezember 2005 (GVBl. S. 365), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 21. Dezember 2011 (GVBl. 
S. 531), 

2. das Thüringer Gesetz über die Errichtung der Stiftung 
"FamilienSinn" und die Förderung der "Thüringer Stif-
tung HandinHand - Hilfe für Kinder, Schwangere und 
Familien in Not" vom 16. Dezember 2005 (GVBl. S. 365 
-377-), geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 2011 
(GVBl. S. 531), 

3. die Verordnung zur Durchführung des Thüringer Fami-
lienförderungssicherungsgesetzes vom 28. März 2013 
(GVBl. S. 106) und  

4. die Thüringer Frauenzentrenförderverordnung vom 
14. Dezember 2006 (GVBl. 2007 S. 6), geändert durch 
Verordnung vom 20. Dezember 2011 (GVBl. S. 587), 

außer Kraft.

Thüringer Gesetz zum Klimaschutz und zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels
(Thüringer Klimagesetz - ThürKlimaG -)

Vom 18. Dezember 2018

Inhaltsübersicht

Erster Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Zweck des Gesetzes
§ 2 Allgemeine Verpfl ichtung zum Klimaschutz und 

zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels

Zweiter Abschnitt
Klimaschutz

§ 3 Klimaschutzziele
§ 4 Klimaverträgliches Energiesystem

§ 5 Nachhaltige Mobilität
§ 6 Integrierte Energie- und Klimaschutzstrategie
§ 7 Vorbildwirkung der öffentlichen Stellen
§ 8 Kommunaler Klimaschutz und öffentliche Fern-

wärmeversorgung
§ 9 Klimaneutraler Gebäudebestand

Dritter Abschnitt
Anpassung an die Folgen des Klimawandels

§ 10 Ziele der Anpassung an die Folgen des Klima-
wandels

§ 11 Integriertes Maßnahmenprogramm zur Anpas-
sung an die Folgen des Klimawandels
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Anlage förderfähige Maßnahmen LSZ (Stand April 2019) 

 

Die unter dem jeweiligen Handlungsfeld aufgeführten Angebote, Maßnahmen und 

Einrichtungen dienen lediglich der Orientierung und sind keine abschließende 

Auflistung. Einige der Angebote können verschiedenen Handlungsfeldern zugeordnet 

werden.  

 

Angebote, Maßnahmen und Einrichtungen die nicht dargestellt werden, jedoch dem 

Zweck der Richtlinie und den benannten Zielen der jeweiligen Handlungsfelder 

entsprechen, können nach Abstimmung mit dem für Familienpolitik zuständigen 

Ministerium gefördert werden.  

 

Grundsätzlich und alle Handlungsfelder betreffend sind  

- Maßnahmen zur Erstellung und Umsetzung innovativer Konzepte (in 

Eigenverantwortung der Gebietskörperschaften),  

- Prozess- und Projektbegleitung zur Umsetzung von Angeboten,  

- Qualifizierung und qualitätssichernde Fort- und Weiterbildung von 

ehrenamtlich Tätigen  

förderfähig. 

 

Die Maßnahmen und Angebote sollen dabei folgende Querschnittskriterien erfüllen 

und 

- familienfreundlich, 

- generationen- und sozialdurchmischt, 

- teilhabe- und partizipationsorientiert, 

- niedrigschwellig und barrierearm, 

- gut erreichbar, 

- gemeinwohlorientiert sowie 

- geschlechtergleichstellend und geschlechtersenisbel  

konzipiert, angeboten und durchgeführt werden. 
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Handlungsfeld 1 „Steuerung, Vernetzung, Nachhaltigkeit und Planung“ 

 

- Personalstelle Sozialplanung LSZ 

- Personalstelle Kommunale Prozesssteuerung LSZ 

- Austauschformate für die lokalen Akteure 

- Beteiligungsverfahren, Partizipationsstrategien 

- allgemeine Planungsprozesse 

- Qualifizierungen zur Steuerung, Vernetzung, Nachhaltigkeit und Planung 

 

Handlungsfeld 2 „Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie Mobilität“ 

 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

- Errichtung eines „Kompetenz-Zentrum Vereinbarkeit Beruf & Familie“ in 

der Gebietskörperschaft 

- Der Vereinbarkeitsbeauftragte 

- Audit „Familienfreundlicher Arbeitgeber“ 

- Kommunales Zeitmanagement/Zeitpolitik in der Gebietskörperschaft 

- Erholung und Pflege zur Entlastung von Familien mit 

Pflegeverantwortung 

- Förderung von bedarfsgerechten und flexiblen Kinderbetreuungs-

angeboten außerhalb der gesetzlichen Norm 

 

Mobilität 

- zentrale Koordinierungs-Leitstelle zur Organisation von Fahrdiensten und 

mobilen Dienstleistungen 

- Car- und Bikesharing-Konzepte 

- Bürgerbus 

- Einkaufsbus 
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- Ruftaxi 

- Mitfahrplattformen (Mitfahrapp) 

- sonstige flexible Mobilitätsangebote 

 

Handlungsfeld 3 „Bildung im familiären Umfeld“ 

 

- Maßnahmen der Familienerholung 

- Familienbildungsprogramme 

- Bildungsangebote zur Lebensgestaltung und Steigerung der 

Alltagskompetenz 

- Bildungsangebote zur Steigerung der Haushaltsführungskompetenz, 

finanzielle Bildung  

- Bildungsangebote zur Steigerung der Medienkompetenz 

- Angebote zur gesundheitlichen Bildung 

- Familienzentren 

 

Handlungsfeld 4 „Beratung, Unterstützung und Information“ 

 

Beratung 

- Servicestelle zu flexiblen Arbeitszeitmodellen für Arbeitgeber und 

Beschäftigte 

- Beratung von Beschäftigten mit zu pflegenden Angehörigen/ 

Pflegeberatung 

- institutionelle Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensberatung (EEFLB) 

- Entwicklungspsychologische Beratung (EPB) 

- Elternberatung 

- allgemeine Sozialberatung 

- allgemeine Lebensberatung 
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- zielgruppenspezifische Beratungsangebote 

- Angebote zur Mediation für verschiedene Zielgruppen 

 

Unterstützung 

- Sicherheitsbegleiter 

- Seniorenbegleiter 

- Seniorenlotsen 

- Pflegebegleiter 

- Entlastung für Senior*innen im eigenen Wohnraum 

- Umzugshelfer für Senioren 

- Unterstützung durch Alltagshilfen 

- Vermittlung von ehrenamtlichen Dienstleistungen im Haushalt 

- Technikbegleiter 

- ehrenamtliche Betreuungsangebote für Kinder verschiedenen Alters 

- Projekt „Wellcome“ 

- Großelterndienste 

- Nachbarschaftshilfen 

 

Information 

- digitale Informationssysteme und -plattformen 

- Erweiterung des Portals „Familienprofis Thüringen“ zu einem 

Familienwegweiser Thüringen“ von Jung und Alt 

- Informationswebsite „FAMIGO“ 

- unterstützende mobile Anwendungssoftware (Apps) für spezifische 

Angebote im Rahmen des LSZ 

- Printmedien zur Information von Familien 

- themenbezogene Informations- und Servicestellen 
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Handlungsfeld 5 „Wohnumfeld und Lebensqualität“ 

Wohnumfeld/Wohnen 

- Wohnberatung 

- Konzeptentwicklung von gemeinschaftsorientierten Wohnformen/ 

generationenübergreifendem Wohnen  

- Konzeptentwicklung für Wohnen für Hilfe 

- Konzeptentwicklung von Betreutes Wohnen zu Hause 

- Seniorenhausgemeinschaften 

- Dorfmoderator*in im Dorfentwicklungsprozess 

- Dorfkümmerer 

- Stadtteilkümmerer 

- Quartiersmanagement 

 

Engagement 

- Seniorenbüros 

- Unterstützung zur Ehrenamtsvermittlung (Koordinierung/Netzwerkarbeit) 

- Ehrenamtszentralen, Ehrenamtsagenturen 

 

Handlungsfeld 6 „Dialog der Generationen“ 

 Soziale Beziehungen/Begegnung 

- Begegnungsstätten 

- DORV-Konzept 

- Frauenkommunikationszentren 

- Orte der Begegnung 

- Mehrgenerationenhäuser (MGH) 

- Besuchsdienste 
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- Willkommensprojekt für den Übergang von Erwerbsleben in die Rente 

- Begrüßungsprojekt für Neubürger 

- Patenschaften 

- Lesepatenschaften 

- Generationenclub 

- Sozialraum-, Stadtteilbüros, Dorfclubs 

- Thüringer Eltern-Kind-Zentren (ThEKiZ) 

- Kooperative Genossenschaftsmodelle 

- Mentoren 

 

Partizipation 

- Dialogbegleitung 

- Lokale Bündnisse als Bündnisvereine 

- Seniorenbeauftragte und -beiräte 
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